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Tagung der Gesellschaft für Rechtsvergleichung 
vom 22.-25. September 1999 in Freiburg i. Br. 
I. Eröffnungssitzung 
Vom 22. bis 25. 9. 1999 fand in Freiburg i. Br. die 27. Tagung für Rechts­
vergleichung statt. Die Gesellschaft für Rechtsvergleichung hatte nach 
ca. 40 Jahren wieder ihren Sitz Freiburg zum Tagungsort gewählt, eine 
Wahl, die mehr als 350 Teilnehmer aus mehr als 20 Staaten Europas und 
der Welt zum Besuch veranlaßte. 
Die Tagung wurde im Historischen Kaufhaus der Stadt Freiburg 
mit einer Ansprache des Vorsitzenden des Vorstandes der Gesellschaft 
für Rechtsvergleichung, Prof. Dr. Uwe Blaurock, eröffnet. Es folgten 
Eröffnungsansprachen des Justizministers des Landes Baden Württem­
berg, Prof. Dr. Ulrich Galt, des für das BMJ anwesenden Ministerialdi­
rigenten Dr. H ubert Weis und des Prorektors der Albert-Ludwigs-Uni­
versität, Prof. Dr. Siegfried Hauser. Den gemeinsamen Empfang der 
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Tagungsteilnehmer am Ende der Eröffnungssitzung durch Land Baden­
Württemberg und Stadt Freiburg leitete eine Begrüßungsansprache des 
Oberbürgermeisters der Stadt Freiburg, Dr. Ralf Böhme, ein. 
Im Mittelpunkt aller Ansprachen stand die Bedeutung der Rechts­
vergleichung in heutiger Zeit als Methode der Rechtserkenntnis und 
insbesondere als Instrument der Gesetzesvorbereitung in einer Zeit, in 
der Europa sich zu intensiveren Anstrengungen der Rechtsangleichung 
und -vereinheitlichung aufmacht. 
Den Festvortrag hielt Prof. Dr. Ulrich Everling, ehemals Richter 
und Präsident des EuGH in Luxemburg, zu dem Thema .Richterliche 
Rechtsfortbildung in der Europäischen Gemeinschaft""'. 
Everling sah die Position des Gerichtshofs in der Europäischen 
Union weithin positiv. Im Zeichen der Globalisierung könne und müs­
se die Gemeinschaft Aufgaben der Staaten der Gemeinschaft überneh­
men. Das führe nicht zwingend zur Erosion bürgerlicher Freiheiten im 
Gemeinschaftsrecht, sondern Dank der Existenz der Gemeinschaftsge­
richtsbarkeit zur Gewährleistung solcher Freiheiten durch die Gemein­
schaft, die sich in einer Zeit der Globalisierung besser als der Einzel­
staat gegenüber anderen Teilen der Welt behaupten und damit für Frei­
heits- und Rechtsgewährleistung in ihrem Teil der Welt sorgen könne. 
Professor Dr. Gerhard Hohloch und Jakob Fortunat Stagl, 
Universität Freiburg i. Br. 
11. Fachgruppe Grundlagenforschung 
Gegenstand der von Prof. Dr. Heinz-Dieter Assmann, Tübingen, gelei­
teten Sitzung der Fachgruppe War das Thema .Unterschiedliche 
Rechtskulturen - Konvergenz des Rechtsdenkens". Anlaß für diese 
Themenstellung war die zunehmende Internationalisierung und die 
Europäisierung der nationalen Rechte. Das Ziel der Veranstaltung be­
stand zum einen darin, die Ursachen der Konvergenz darzulegen und 
ihre Auswirkungen auf die juristische Methodenlehre zu untersuchen. 
Zum anderen sollten' die Konsequenzen, die dieses Phänomen für die 
juristische Ausbildung hat und auch haben sollte, beleuchtet werden. 
Das einleitende Referat von Prof. Dr. Gert Brüggemeier, Bremen, 
beschäftigte sich mit der Frage nach der Grundlegung einer europäi­
schen Methodenlehre. Der Referent erläuterte zunächst die - nicht un­
umstrittene - These von der Konvergenz des Civil-Law- und des Com­
mon-Law-Rechtskreises. Sodann ging er darauf ein, daß der Rechtsan­
wender statt mit einer einheitlichen Kodifikation heute mit einer un­
übersichtlichen Rechtsrnasse aus Verfassung, Gemeinschaftsrecht, alter 
und junger Kodifikation, Spezialgesetzen, Präjudizien und Dogmatik 
konfrontiert sei. Die Rechtswissenschaft versuche, diesen Rechtsstoff 
zu systematisieren. Die funktionale Äquivalenz von Norm, Präjudiz 
und Dogmatik entspreche der gleichberechtigten Rolle von Gesetzge­
ber, Justiz und Wissenschaft in dem gesellschaftlichen Prozeß der 
Rechtsschöpfung. Zwar habe der Gesetzgeber immer noch das letzte 
Wort, stehe aber unter dem Vorbehalt der Verfassungsmäßigkeit und 
Europarechtskonformität und de facto unter dem Vorbehalt der Kor­
rektur durch die Fachgerichte. Man könne daher statt von einem her­
meneutischen Zirkel des Rechtsverständnisses besser von einem kom­
munikativen Zirkel der Rcchtsproduktion in der GeselJschaft sprechen. 
Aus diesem Befund leitete Brüggemeier folgende Schlußfolgerungen 
ab: Wenn der Befund zutreffe, müsse die Art der Organisation dieser 
unübersichtlichen Rechtsrnasse und die Art der Begründung einer 
sachgerechten Entscheidung in Civil-Law- und Common-Law-Regi­
men ähnlich sein. Bei letzteren fehle nur die Kodifikation als Aus­
gangspunkt. Auch sei dort die Neigung zu einer prinzipienorientierten 
dogmatischen Systematisierung des Fallmaterials weniger ausgeprägt. 
N eben diese inhaltlichen Aspekte trete ein struktureller Gesichtspunkt. 
1e weiter sich die Bindung des Civil Law an Kodifikationen verliere 
und durch Präjudizien ersetzt werde, desto wichtiger sei ein Blick über 
die Grenze. Die Rechtsvergleichung, die zunächst eine Hilfswissen­
schaft für den Gesetzgeber war, rücke nunmehr in das Zentrum der 
Rechtsanwendung und Rechtssetzung. 
Das Referat von Prof. Dr. Reiner Schulze, Münster, behandelte das 
Thema "Pluralismus der Rechte und Konvergenz des Rechtsdenkens 
zur geschichtlichen Rolle allgemeiner Rechtsgrundsätze" Zu Beginn 
seines Referats wies Schulze darauf hin, daß die Internationalisierung 
und Europäisierung einen Umbruch des Rechts bedeute. Der Monis­
mus des autonom vom Nationalstaat erlassenen Rechts sei einem Plura­
lismus verschiedenartiger Rechte im gleichen Geltungsraum gewichen. 
Durch diesen Umbruch sei die nationale Rechtswissenschaft herausge­
fordert, ihre Rolle und ihre methodischen Instrumente zu überdenken 
und dabei mit der wirtschaftlichen und politischen Integration Schritt 
zu halten. Aus dein Bereich der in Betracht kommenden methodischen 
Instrumente wählte Schulze sodann die allgemeinen Rechtsgrundsätze 
Abgedruckt in JZ 2000, 217ff. 
JZ 15/16 2000 
aus, deren Geschichte er darstellte. Dabei grenzte er seine Ausführun­
gen auf zwei Komplexe ein, nämlich die Rolle der allgemeinen Rechts­
grundsätze beim Entstehen des nationalen Rechts und ihre Aufnahme 
in das supranationale Recht. 
Prof. Walter van Gerven, Leuven und Maastricht, referierte zum 
Thema .Communitarization of National Law, Europeanization of 
Community Law - An Important Challenge for Comparative Law". 
Im ersten Teil seines Vortrags beschrieb er die wechselseitige Beeinflus­
sung des nationalen Rechts durch Europarecht und des Europarechts 
durch nationales Recht. Als Beispiel für letzteres wählte er die außer­
vertragliche Haftung. Er erläuterte an den Beispielen des Art. 288 EGV 
und der Francovich-Rechtsprechung, wie der EuGH aus den nationa­
len Rechten allgemeine Prinzipien des Haftungsrechts ableitete. Der 
zweite Teil seines Vortrags beschäftigte sich mit der Frage, welche Aus­
wirkungen die gegenseitige Durchdringung der Rechtsgebiete auf die 
Rechtsvergleichung hat. Neben die traditionelle Rechtsvergleichung 
mit ihren bekannten Zielen trete zunehmend eine interne Rechtsver­
gleichung, die die verschiedenen Schichten des Rechts innerhalb eines 
Staates (internationale, supranationale, nationale, regionale und lokale 
Rechtsvorschriften) bzw. die Regeln verschiedener nationaler Rechts­
gebiete (common law und equity, deliktische Haftung in Zivilrecht und 
Öffentlichem Recht) vergleiche. Anschließend erläuterte er, warum die 
Rechtsvergleichung ein unverzichtbares Instrument bei der Harmoni­
sierung der Rechte der Mitgliedstaaten sei. Im dritten Teil seines Vor­
trags ging van Gerven auf das Thema Methodenlehre ein und stellte 
zunächst die unterschiedliche Gerichtspraxis in den verschiedenen Mit­
gliedstaaten heraus. Er betonte die zunehmende normative Rolle der 
nationalen Obergerichte. Schließlich ging er auf die vom EuGH vorge­
nommene Konstitutionalisierung ein, womit er die allmähliche Ent­
wicklung eines Verfassungs rechts aus dem EGV heraus meinte. 
Der Vortrag von Prof. Jarnes Gordley, Berkeley, behandelte das 
Thema "Legal Reasoning: Some ParalleIs in Common Law and Civil 
Law". In seiner einleitenden Bestandsaufnahme untersuchte der Refe­
rent zunächst, ob das herkömmlich verwendete Bild von der allmähli­
chen Konvergenz der Rechtssysteme wirklich zutreffend sei. Vorherr­
schend sei die Vorstellung, daß in Civil-Law-Rechtsordnungen das 
Recht ursprünglich allein auf Gesetzen basierte, während es in Com­
mon-Law-Rechtsordnungen aus Präjudizien gewonnen werde, aus 
welchen Rechtsregeln abgeleitet werden. Die Theorie der Konvergenz 
behaupte nun eine allmähliche Annäherung der Systeme. Das konti­
nentale Gesetzesrecht werde durch Fallrecht ergänzt und ersetzt. Das 
Präjudizienrecht werde durch Kodifikationen und Restatements of 
Law ergänzt. Das populäre Bild habe nie ganz der Wirklichkeit ent­
sprochen, es entstamme der Hochzeit des Positivismus, als man von der 
Vorstellung ausgegangen sei, alle Regeln würden vom Gesetzgeber er­
lassen und seien ausreichend, um jeden denkbaren Fall zu lösen. Der 
Zusammenhang von rechtlichen Regeln und ihrer Anwendung sei je­
doch so wenig klar wie der von Prinzipien und Rechtspolitik, die sich 
in diesen rechtlichen Regeln widerspiegeln sollten. Grund hierfür sei 
die Art und Weise des menschlichen Denkens. Es sei einfacher, sich das 
Funktionieren einer Regel in typischen Fallkonstellationen vorzustel­
len denn in untypischen. Auch sei es einfacher, bestimmte Ergebnisse 
als gerecht einzuordnen denn eine zugrundeliegende Regel dieser Er­
gebnisse zu formulieren. Ebenso sei es leichter, ein Prinzip zu formu­
lieren denn eine rechtliche Regel. Beispiel hierfür sei das Prinzip pacta 
sunt servanda, das alleine noch nicht ausreiche, um festzustellen, in 
welchen Fällen es zur Anwendung komme und Wann andere Prinzipien 
Vorrang hätten. Weder der Jurist des civillaw noch der des common 
law könne also die Rechtsanwendung im Wege der logischen Ableitung 
betreiben, wie man sie sich herkömmlich vorstelle. 
Gordley ging im folgenden der Frage nach, wie denn die Rechtsan­
wendung unter diesen nicht idealen Bedingungen funktioniere. Zu die­
sem Zweck beschrieb er sechs unterschiedliche Arten von Regeln, die 
sich sowohl im civillaw wie im common law finden, und die in beiden 
Systemen dieselben Vor- und Nachteile aufwiesen. (1) Wiederholende 
Regeln bestünden aus einer bloßen Wiederholung aller typischen An­
wendungsfälle (z. B. enumerative Normierung der Gefährdungshaftung 
im deutschen Recht). (2) Klassifizierende Regeln faßten Fälle zusam­
men, zwischen denen ein verbindendes Element bestehe, auch wenn 
dies sehr vage sei und deshalb nur eine grobe Zuordnung weiterer Fäl­
le gewährleiste (z. B. Gefährdungshaftung im US-amerikanischen 
Recht und §242 BGB). (3) Bei pragmatischen Regeln handele es sich 
um Faustregeln, die auf Erfahrung basierten und meistens eine zutref­
fende Lösung herbeiführen (z. B. die amerikanische "doctrine of trans­
ferred intent"). (4) Dem Prinzip komme die Aufgabe zu, einen be­
stimmten Zweck oder eine rechtspolitische Entscheidung zu verkör­
pern, ohne jedoch Vorgaben hinsichtlich der Lösung konkreter Fälle zu 
enthalten (z. B. der Grundsatz "pacta sunt servanda" oder "niemand 
darf sich auf Kosten anderer bereichern"). (5) Maxime kämen immer 
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dann zum Einsatz, wenn das Recht Zweifelsfälle zu lösen habe (z. B. die 
strafrechtliche Unschuldsvermutung). (6) Bei den hypothetischen Re­
geln handele es sich ebenfalls um eine Unterart des Prinzips, nur daß 
hypothetische Regeln unterstellten, daß es keinen Zweife.! bei der Lö­
sung bestimmter Fälle gebe. Beispiele seien die 'Willens theorien des 
19.Jahrhunderts oder die ökonomische Analyse des Rechts, die von der 
Hypothese ausgehe, daß allein die Effizienz zählt. Ihre Schlußfolgerun­
gen seien aber nur so gut wie die Hypothese selbst. 
Die Nachmittagssitzung wandte sich den Konsequenzen für die 
juristische Ausbildung zu. Gegenstand des Vortrags von Prof. Daniel 
Jutras, Montreal, war das Thema "Two Arguments for Cross-Cultural 
Legal Education". Sein Plädoyer für eine rechtskulturübergreifende 
Ausbildung begann er mit der Feststellung, daß die Bedeutung der na­
tionalen Gesetzgebung abnehme und internationales sowie supranatio­
nales Recht beständig an Einfluß gewinne. Zudem schaffe die interna­
tionale Anwaltspraxis durch ihre Standards auf einer informellen Ebe­
ne Recht. Eine praxisgerechte Ausbildung erfordere deshalb Kurse im 
internationalen und supranationalen Recht. Weiterhin müsse die Aus­
bildung berücksichtigen, daß die Rechtsanwender später rechtskul­
turübergreifend tätig werden und sie hierauf vorbereiten. Man dürfe 
deshalb die Ausbildung nicht nur auf eine Rechtstradition beschrän­
ken. Die McGill Universität in Montreal biete seit 30 Jahren Abschlüs­
se sowohl im common law wie im civil law an; 90 % der Studenten 
hätten beide Abschlüsse erworben. Seit 1999 gebe es nur noch eine 
Aus bildung, die beide Rechtstraditionen umfasse. Jutras erläuterte an­
hand eines Schaubilds den neuen Ausbildungsansatz. Sein zweites Ar­
gument für eine derartige doppeIgleisige Ausbildung gewann er aus 
dem Bildungsideal der Universitäten. Man erlerne in einer wissen­
schaftlichen Ausbildung nicht sture Rechtsregeln, sondern erwerbe die 
Fähigkeit, mit Rechtsregeln in unterschiedlichen Kontexten umzuge­
hen. Ziel des Studiums sei es, eine Rechtskultur zu vermitteln. Dabei 
müsse man einen breiten Ansatz wählen, so daß die doppelgleisige 
Ausbildung sich mit dem Ziel und Ansatz eines Hochschulstudiums 
ideal verbinde. 
Die Hanse Law School, gegründet von den Universitäten Gronin­
gen, Oldenburg und Bremen, war Gegenstand der Vorträge der Profes­
soren Laubach und Meuwissen, Groningen. Laubach ging in seinem 
Referat zunächst auf die traditionelle Bedeutung der Rechtsverglei­
chung ein. Dabei betonte er, daß der Schwerpunkt der Ausbildung in 
den Niederlanden immer noch auf dem nationalen Recht liege und der 
Blick über die Grenze von der Zufälligkeit abhänge, ob der Dozent ein 
rechtsvergleichendes Interesse mitbringe. Rechtsvergleichung und in­
ternationales Privatrecht genössen innerhalb des Curriculums keine 
eigenständige Position, sondern seien Teil des »domestic law curricu­
lum". Solange die Rechtsvergleichung als reine akademische Kuriosität 
verstanden werde, sei es schwierig, ihr den gebührenden Platz ein­
zuräumen, zumal in Zeiten der SparpoJitik und Kürzung der Lehrplä­
ne. Rechtsvergleichung sei ein Instrument der Rechtsvereinheitlichung 
in all ihren Varianten. Sie diene der Entscheidungsfindung. Dies ver­
tiefte er am Beispiel niederländischer Gesetzgebung. Obwohl diese auf 
rechtsvergleichenden Vorarbeiten beruhte, würden an den Universitä­
ten weder die Entstehungsgeschichte dieser neuen Gesetze noch die 
Überlegungen vermittelt, die den maßgeblichen ausländischen Normen 
zugrundelagen. Laubach betonte, man müsse der Dynamik von 
Rechtssystemen Aufmerksamkeit schenken. Nicht allein die Vorschrif­
ten seien wichtig, sondern auch "suprarechtliche" und kulturelle Fak­
toren. Nur wenn man sie verstehe, wisse man, wie andere Systeme 
funktionierten, und könne eine gemeinsame "rechtliche Sprache" fin­
den. 
Meuwissen ging auf den Hintergrund und die Geschichte des Han­
se Law School-Projektes ein. Die Idee zu einem parallelen akademi­
schen Unterricht in mehreren Rechtsordnungen stamme aus Kanada. In 
Ottawa habe er erstmals eine Unterrichtssituation erlebt, in der von ei­
nem oder zwei Professoren nebeneinander common law in englisch and 
der Code Civil in französisch gelehrt wurde. Die Hanse Law School sei 
eine deutsch-niederländische Kooperation, die 1997 begonnen habe. Im 
Juni 1999 wurde Leh"rmaterial für fünf Kurse (Privatrecht, Strafrecht, 
Verfassungsrecht, Verwaltungsrecht sowie internationales und europäi­
sches Recht) vorgelegt und diese Kurse wurden im September 1999 in 
Bremen ausprobiert. Man erwarte von den Teilnehmern, daß sie eine 
der beiden Sprachen aktiv beherrschten und die andere zumindest pas­
siv. Zudem seien Englischkenntnisse Voraussetzung. Grund für dieses 
Projekt sei die schon erwähnte Tatsache, daß europäische Juristen mehr 
und mehr grenzüberschreitend tätig seien. Die Hanse Law School habe 
eine eigenständige Methode, die aus fünf Schritten bestehe: (1) rechts­
vergleichende Beschreibung existierender Vorschriften in den beteilig­
ten Rechtsordnungel'l".(2) Analyse der Schlüsselelemente der beteiligten 
Systeme, (3) Herausarbeiten der Unterschiede, (4) Verstehen der Un­
terschiede sowie (5) Umsetzung der Ergebnisse der Schritte 1 bis 4 in 
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einen europäischen Kontext (hin zu einem wirklichen ius europeu 
commune?). 
Dr. Rolf Sethe, LL.M., Universität Tübing, 
